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1 Allgemeines 
1.1 Ausgangslage 

Die Gemeinde Samedan hat im Jahre 1997 eine Totalrevision der 
Ortsplanung vorgenommen. Die Grundlagen zur Teilrevision wurden am 
07. Juni 1995 dem ARE zur VP eingereicht. Der VP-Bericht wurde vom 
ARE der Gemeinde am 27. September 1995 zugestellt. Eine öffentliche 
Mitwirkungsauflage wurde durchgeführt. 

Am 22. Oktober 1996 beschloss die Gemeindeversammlung die Totalrevi- 
sion der Ortsplanung, und publizierte den Beschluss gemäss Art. 37a Abs. 
1 des KRG. Mit Schreiben vom 19. Dezember 1996 ersuchte der Gemein- 
devorstand um Genehmigung der Totalrevision der Ortsplanung im Rah- 
men von Art. 37 KRG. Die Regierung genehmigte die Totalrevision mit RB 
Nr. 2157 am 21. Oktober 1997. 
Im Rahmen der Revision 1997 wurde ein Teilstück der Erschliessung nicht 
der Bauzone zugewiesen. Das besagte Teilstück war während dem gan- 
zen Verfahren Bestandteil der Parzelle Nr. 1274 (üG) als Teilstück der Er- 
schliessung zum Schulhaus aufgeführt. Die ca. 45 St; 
erschliessung wurden, wie das Teilstück der Parzelle 1373, 
Teil der Erschliessung zum Schulhaus, nicht der Bauzone zugewiesen. 
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Die kurze Sticherschliessung wurde durch den Eigentümer der Parzelle 
Nr. 171 während dem Nutzungsplanverfahren erworben. Der Besitzesan- 
tritt der erworbenen Teilparzelle erfolgte gemäss Kaufvertrag per 01. Juni 
1997 (nach Beschluss der Gemeindeversammlung vom 22.0ktober 1996). 
Der Eigentümer bezahlte 1997 gemäß Kaufvertrag CHF 850.- /m2. 
Die Sticherschliessung der ca. 45 m2 üG wurden mit der Genehmigung 
durch die Regierung rechtskräftig. Es handelt sich in diesem Fall nicht um 
eine Auszonung, sondern um eine nicht Einzonung (Erschliessungsparzel- 
le). 
Die Sticherschliessung (ca. 45 m2) wird seit längerer Zeit nicht mehr ge- 
nutzt. Die Eigentümer der Parzellen 171 und 1374 beabsichtigen ihre 
Grundstücke durch Neubauten gemeinsam zu überbauen. Die Überbau- 
ungsstudie "Plazzet", Samedan datiert vom 21. November 2013. 

1.2 Organisation und Vorgehen des Planungsträgers 
Für die Teilrevision, Einzonung von ca. 45 m2 einer Stichstrasse in die 
Kernzone, wurde ein kleiner Ausschuss bestehend aus dem Gemeinde- 
präsidenten dem Vorsteher des Bauamtes sowie dem Juristen der Ge- 
meinde und dem Planer beauftragt. 
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Absicht 
Die Gemeinde beabsichtigt, die ca. 45 m2 üG ohne Kompensation in mög- 
lichst einfachem Verfahren (Art. 48 Abs. 3 KRG) der Kernzone zuzuwei- 
sen. Weder das Baugesetz noch der Generelle Erschliessungsplan noch 
weitere Nutzungsplangrundlagen müssen in dieser Angelegenheit ange- 
passt werden. Die Gemeinde möchte von einem möglichen Sonderfall 
(Ausnahme) profilieren. 

Zonenplan 
Die Überbauungsstudie "PIazzet" über die Paızellen 171 und 1374 erfüllt 
die Massnahmen der Planungsgrundsätze (Art. 3 RPG) der besseren Nut- 
zung und Verdichtung von ungenügend genutzten Flächen innerhalb der 
Kernzone. Eine nicht mehr benötigte Sticherschliessung in der Parzellen- 
mitte verhindert eine zweckmässige und wirtschaftlich sowie vertretbare 
verdichtete Bauweise (Grenzabstände, etc.). Eine Einzonung der ca. 45 
m2 würde: 

kein Kulturland zerstören; 
durch den Kaufvertrag 1997 sofort überbaut werden können (Verfüg- 
barkeit), 
sich für eine Überbauung hervorragend eignen (Verdichtung nach in- 
nen), 
keine lästigen Einwirkungen auf die Umgebung haben (Lärm, Luftver- 
schmutzung, Erschütterungen, Lichtemissionen, etc), 
eine optimale Überbauung zulassen (Überbauungsstudie "PIazzet"); 
die Erschliessung zum Schulhaus dadurch nicht beeinträchtigen, 
eine solche Minieinzonung dürfte sicher dem Konzept des KRIP ent- 
sprechen. 

Die Gemeinde beabsichtigt, im Wissen dass keine neuen Bauzonenflä- 
chen eingezont werden können ohne (1 :1) zu kompensieren, die ca. 45 m2 
AG ohne Kompensation in möglichst einfachem Verfahren (Art. 48 Abs. 3 
KRG) der Kernzone zuzuweisen. Weder das Baugesetz noch weitere Nut- 
zungsplangrundlagen müssen wegen der Einzonung der Teilparzelle Nr. 
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171 angepasst werden. Die Gemeinde möchte von einem möglichen Son- 
derfall (Ausnahme) profilieren, da ihr nebst den oben er/ähnten Argu- 
menten keine Kompensationsfläche zur Verfügung steht, die nicht besser 
ist als die einzuzonenden ca. 45 m2 der nicht genutzten Sticherschlies- 
sung. 

Genereller Erschliessungsplan (GGP) 
Der Generelle Erschliessungsplan erfährt durch die Teilrevision keine An- 
passungerı. 

Baugesetz 
Das Baugesetz der Gemeinde erfährt durch die Teilrevision des Zonen- 
planes keine Anpassungen. 

Planungsprotokoll 
Der Gemeindevorstand wurde über den aktuellen Stand der Planung be- 
züglich Einzonung der Stichstrasse laufend informiert. 
An der Sitzung vom 18. August 2014 wurden die Grundlagen zur Vorprü- 
fung an das ARE freigegeben. Die Akten wurden dem ARE unverzüglich 
zur Vorprüfung zugestellt. 
Der Gemeindevorstand hat an der Sitzung vom 25. August 2014 die An- 
passungen zum Zonenplan zuhanden der Mitwirkungsauflage verabschie- 
det. 
Die durch den Gemeindevorstand verabschiedete Planungsgrundlage 
wurden, gestützt auf Art. 13 der kantonalen Raumplanungsverordnung, 
vom 05. September 2014 bis zum 06. Oktober 2014 öffentlich aufgelegt 
(Publikation Mitwirkungsauflage, 29. August 2014, EP und Amtsblatt). 
Das ARE hat im Rahmen der Vorprüfung zur Einzonung der Teilpaızelle 
Nr. 171 im Umfang von 38 m2, wie folgt Stellung genommen. 

Die angegebene Fläche zur Einzonung ist grösser als die im eingege- 
benen Planungs- und Mitwirkungsbericht (ca. 45 m statt 38 m2). 
Die einzuzonende Fläche ist mit der Ortsbildschutzzone zu überlagern. 
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Die Bezeichnung "mit Gestaltungselemente" ist im Titel zu streichen. 
Das ARE stellt fest, dass die Anpassung des Zonenplanes im Sinne 
von Art. 48 Abs. 3 KRG im vereinfachten Verfahren behandelt werden 
kann. 

Die im VP-Bericht aufgeführten Detailbemerkungen wurden für die Be- 
schlussfassung aufgenommen. 

Mitwirkungsverfahren nach Art. 13 KRVO 
Während der öffentlichen Mitwirkungsauflage sind keine Einwendungen 
(Wünsche und Anträge) beim Gemeindevorstand eingegangen. 

Beschluss Gemeindevorstand nach Art. 48, Abs. 3 KRG 
An der Sitzung vom 20. Oktober 2014 hat der Gemeindevorstand in An- 
wendung von Art. 48 Abs. 3 KRG die Vorlage beschlossen. 

Genehmigungsverfahren nach Art. 49 KRG 
Anschliessend an den Gemeindevorstandsbeschluss fand die Beschwer- 
deauflage statt. Gleichzeitig dazu wurden die Unterlagen zur Genehmi- 
gung nach An. 49 Abs. 1 KRG beim Departement eingereicht. 
Der Genehmigungsbeschluss des Departementes zur Teilrevision, wird im 
amtlichen Publikationsorgan "Engadinerpost" sowie im "Kantonsamtsblatt" 
publiziert. 

10. Schlussbemerkung 
Dieser Planungs- und Mitwirkungsbericht wurde dem Gemeindevorstand 
vorgelegt und von ihm zur Kenntnis genommen. 

Chur. 20.10.2014 
Der Panungsleter 

_ 
K.\OnsplanunglTeılreııısıorı Ortsıalanungflaılrevısıon Oftspıanurıg Gebıeı pı8zzeıxz-ınea_GEn_p+mBer›<=m_pa«z17l1_141mo doc 

8. 

7. 

9. 

8 


